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Vorwort

Dieses Examinatorium hat eine gestraffte Darstellung des Familien- und Erbrechts zur
Grundlage. Es richtet sich in erster Linie an fortgeschrittene Studierende, die sich auf
das juristische Staatsexamen (staatliche Pflichtfach- und universitäre Schwerpunktprü-
fung) vorbereiten. Durch die lehrbuchartige Form eignet es sich aber auch zur vorle-
sungsbegleitenden Vertiefung des Stoffes. Dessen Darstellung beschränkt sich – der
Kompaktheit des Examinatoriums geschuldet – weitestgehend auf das Wesentliche, auf
eine eingehendere wissenschaftliche Vertiefung haben wir bewusst verzichtet. Ein ei-
gentliches Lehrbuch kann und will dieses Examinatorium insofern nicht ersetzen.

In die Darstellung des Familien- und Erbrechts haben wir zusätzlich Fälle eingefügt,
die den Stoff veranschaulichen und vertiefen. Darüber hinaus stehen am Ende des Bu-
ches zwei Fragenkataloge zum Familienrecht und zum Erbrecht, die dem Leser eine
Einschätzung seines Kenntnisstandes ermöglichen. Hier wird allerdings nicht lediglich
abgefragt, was bereits in der Stoffdarstellung nachgelesen werden kann. Die Fragen
dienen vielmehr auch der Vertiefung durch Anwendung und Weiterdenken des erlern-
ten Stoffes. Studierende im Schwerpunktstudium sollten in der Lage sein, sich auch die
Antworten auf die schwierigeren, mit * gekennzeichneten Fragen selbst zu erschließen.
Der Stoff des Pflichtfachs und des Schwerpunktstudiums ist in den verschiedenen Bun-
desländern und Universitäten nicht einheitlich abgegrenzt. Wir empfehlen unseren Le-
sern, die jeweils maßgeblichen Rechtsgrundlagen zu Rate zu ziehen.

In dieses Examinatorium sind Erfahrungen aus Lehre und Prüfungen der letzten Jahre
an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz eingegangen: Erfahrungen aus den Vor-
lesungen Familienrecht und Erbrecht sowie dem entsprechenden Examenskurs (Pflicht-
fach), der Vertiefungsvorlesung Erbrecht, der Übung im Familien- und Erbrecht
(Schwerpunktstudium) und schließlich aus der universitären Schwerpunktprüfung.
Michael Zimmer hat in diesem Rahmen vorlesungsbegleitende Unterlagen für die Vor-
lesung Familienrecht sowie Übungs- und Klausurfälle ausgearbeitet. Er ist in diesem
Examinatorium hauptverantwortlich für das Familienrecht. Hauptverantwortlich für
das Erbrecht ist Christina Eberl-Borges.

Für die 2. Auflage wurde der Text überarbeitet, an zwischenzeitlich erfolgte Gesetzes-
änderungen angepasst sowie die aktuelle Rechtsprechung und Literatur berücksichtigt.
Hierbei waren uns Jan Sippel und Anna Lena Steger behilflich. Ihnen sei an dieser Stel-
le herzlich gedankt.

 

Mainz, im Juni 2019 Christina Eberl-Borges
 Michael Zimmer
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JW Juristische Wochenschrift (Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
JZ Juristenzeitung (Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
KG Kammergericht
KunstUrhG Kunsturhebergesetz
LG Landgericht
LPartG Lebenspartnerschaftsgesetz
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
MindestunterhaltsVO Verordnung zur Festlegung des Mindestunterhalts minderjäh-

riger Kinder nach § 161 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs

MittBayNot Mitteilungen des Bayrischen Notarvereins, der Notarkasse
und der Landesnotarkammer Bayern
(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)

mwN mit weiteren Nachweisen
NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
NJW Neue Juristische Wochenschrift

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
NJW-RR NJW-Rechtssprechung-Report Zivilrecht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
Nr. Nummer
NZFam Neue Zeitschrift für Familienrecht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
o.g. oben genannt
OHG offene Handelsgesellschaft
OLG Oberlandesgericht
OLGE Rechtsprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des

Zivilrechts (Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
OLG-NL Entscheidungen der Oberlandesgerichte der neuen Länder

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
Pkw Personenkraftwagen
PStG Personenstandsgesetz
RelKErzG Gesetz über die religiöse Kindererziehung
RGZ Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsa-

chen (amtliche Sammlung)
Rn. Randnummer
Rom III-VO Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über

das auf Ehesachen anzuwendende Recht
RPflG Rechtspflegergesetz
Rspr. Rechtsprechung
S. Satz; Seite; Siehe
s.o. siehe oben
s.u. siehe unten
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SaRegG Gesetz zur Errichtung eines Samenspenderregisters und zur
Regelung der Auskunftserteilung über den Spender nach
heterologer Verwendung von Samen

SGB Sozialgesetzbuch
SGG Sozialgerichtsgesetz
sog. sogenannt
StAG Staatsangehörigkeitsgesetz
StAZ Zeitschrift für Standesamtswesen

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
str. streitig
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
tvA teilweise vertretene Ansicht
ua unter anderem
UnterhaltsVO Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember

2008 über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen

UnterhVG Unterhaltsvorschussgesetz
usw und so weiter
uU unter Umständen
v.a. vor allem
Var. Variante
VersAusglG Versorgungsausgleichsgesetz
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
vgl. vergleiche
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WEG Wohnungseigentumsgesetz
zB zum Beispiel
ZErb Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
ZGB Zivilgesetzbuch (Schweiz)
ZMR Zeitschrift für Miet- und Raumrecht

(Zeitschrift, zitiert nach Jahrgang)
ZPO Zivilprozessordnung
ZVG Zwangsvollstreckungsgesetz

Sämtliche Paragrafen ohne gesonderte Gesetzesangabe sind solche des BGB.
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Teil 1: Familienrecht

Einleitung

Begriff des Familienrechts

Das Familienrecht ist Teil des Bürgerlichen Rechts und Inbegriff der in Bezug auf Ehe
und Verwandtschaft geltenden Rechtsregeln.1 Darüber hinaus enthält es die gesetzli-
chen Bestimmungen zu den – nur bedingt mit dem Begriff Familie in Verbindung zu
bringenden – Rechtsinstituten Vormundschaft, Pflegschaft und Betreuung.

Ehe und Familie im verfassungsrechtlichen Kontext

Nach Art. 6 Abs. 1 GG stehen Ehe und Familie unter dem besonderen Schutz der staat-
lichen Ordnung.

Die Begriffe „Ehe“ und „Familie“ definiert das GG selbst nicht. Nach bisheriger Defi-
nition des BVerfG ist eine Ehe iSd Art. 6 Abs. 1 GG die „Vereinigung eines Mannes mit
einer Frau zu einer auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaft, begründet auf freiem
Entschluss unter Mitwirkung des Staates“.2 Die Partner andersartiger (insbesondere
nichtehelicher) Lebensgemeinschaften können sich hiernach nicht auf Art. 6 Abs. 1
GG, sondern lediglich auf die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) und
ggf. das Diskriminierungsverbot (Art. 3 Abs. 3 GG) berufen. Auch die vom Gesetzge-
ber instituierte eingetragene Lebenspartnerschaft genießt nach dieser Auffassung nicht
den in Art. 6 Abs. 1 GG zugunsten der Ehe statuierten besonderen Schutz, wird aller-
dings in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung als eigengeartetes familienrecht-
liches Rechtsinstitut weitgehend der Ehe gleichgestellt. Gleichwohl hat der Gesetzgeber
nunmehr auch gleichgeschlechtlichen Partnern den (einfachgesetzlichen) Weg zur Ein-
gehung einer Ehe geöffnet.3

Familie ist die „umfassende Gemeinschaft von Eltern und Kindern, in der den Eltern
vor allem Recht und Pflicht zur Pflege und Erziehung der Kinder erwachsen“.4 Auf die
natürliche Abstammung bzw. die Eheschließung der Eltern kommt es nicht an, der Fa-
milienschutz schließt auch die nichteheliche Familie, Adoptivkinder sowie die von der
rechtlichen Elternschaft unabhängige soziale Familie mit ein.5

Als Grundrecht schützt Art. 6 Abs. 1 GG über die Freiheit des Art. 2 Abs. 1 GG hinaus
Ehe und Familie als einen „geschlossenen, gegen den Staat abgeschirmten […] Autono-
mie- und Lebensbereich“.6 Geschützt sind in diesem Rahmen ua die Eheschließungs-
freiheit,7 die Freiheit der Ehegestaltung8 sowie die Berechtigung der Familienmitglie-

§ 1
I.

II.

1 Schwab, FamR, Rn. 1.
2 BVerfGE 105, 313 (345); auch der Verfassungsgeber hat als Merkmal des Ehebegriffs in Art. 6 Abs. 1 GG die

Geschlechtsverschiedenheit der Ehepartner bestimmt, s. zur Entstehungsgeschichte des Art. 6 GG insbeson-
dere Ipsen, NVwZ 2017, 1096 f.

3 Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung s. Ipsen, NVwZ 2017, 1096; Haydn-Quindeau, NVwZ
2018, 206; Schmidt, NJW 2017, 2225.

4 BVerfG, NJW 1959, 1483.
5 BVerfGE 56, 363 (384); 127, 132.
6 BVerwGE 91, 130 (134).
7 BVerfGE 36, 146 (162).
8 BVerfGE 68, 256 (268); 105, 1 (10).
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der, ihre Gemeinschaft nach innen in familiärer Verantwortlichkeit und Rücksicht zu
gestalten.9 Aus Art. 6 Abs. 1 GG erwächst insoweit ein Abwehrrecht gegen störende
und schädigende staatliche Eingriffe.10 Daneben enthält er eine Institutsgarantie, die
den Bestand von Ehe und Familie gewährleistet und sie in ihrer wesentlichen Struktur
sichert. Schließlich ist Art. 6 Abs. 1 GG zugleich eine Grundsatznorm, dh eine verbind-
liche Wertentscheidung für den gesamten Bereich des Ehe und Familie betreffenden
privaten und öffentlichen Rechts. Hieraus ergibt sich zum einen positiv die Aufgabe
für den Staat, Ehe und Familie vor Beeinträchtigungen zu bewahren und durch geeig-
nete Maßnahmen zu fördern, zum anderen negativ das Verbot, die Ehe zu schädigen
oder sonst zu beeinträchtigen.11 Art. 6 Abs. 1 GG setzt insoweit die Grenze für die Ge-
staltungsfreiheit des Gesetzgebers.12

Eine bereichsspezifische Ausgestaltung erhält Art. 6 Abs. 1 GG durch das sog. Eltern-
recht des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG, die als speziellere Bestimmungen die Eltern-Kind-Be-
ziehung betreffen. Sie garantieren den Vorrang der Eltern, ihre Eigenständigkeit und
Selbstverantwortlichkeit bei der Pflege und Erziehung der Kinder. Grundrechtsträger
sind insoweit die Eltern jeweils einzeln, nicht jedoch das Kind. IVm Art. 2 Abs. 1 GG
begründet Art. 6 Abs. 2 GG aber ein auf die tatsächliche Pflichtenwahrnehmung durch
Eltern gerichtetes subjektives Gewährleistungsrecht des Kindes gegenüber dem Staat.
Ihm verbleibt eine Kontroll- und Sicherungsverantwortung dafür, dass sich ein Kind in
der Obhut seiner Eltern tatsächlich iSd Art. 2 Abs. 1 GG zu einer eigenverantwortli-
chen Persönlichkeit entwickeln kann, Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG bestellt insoweit die staatli-
che Gemeinschaft zum Wächter.13 Elternschaft iSd Art. 6 Abs. 2 GG ist zunächst die
rechtliche iSd §§ 1591 ff. Soziale Elternschaft allein begründet grundsätzlich keine El-
ternposition iSd Art. 6 Abs. 2 GG.14 Der leibliche, jedoch nicht rechtliche Vater steht,
ohne Träger des Elternrechts zu sein, insofern unter dem Schutz von Art. 6 Abs. 2 S. 1
GG, als ihm die verfahrensrechtliche Möglichkeit zu eröffnen ist, die rechtliche Stel-
lung als Vater zu erlangen, wenn dem der Schutz einer familiären Beziehung zwischen
dem Kind und seinen rechtlichen Eltern nicht entgegensteht.15

Weitere verfassungsrechtliche Bedeutung besitzen der Schutz- und Fürsorgeanspruch
der Mutter (Art. 6 Abs. 4 GG) sowie die Gleichstellung unehelicher Kinder mit eheli-
chen (Art. 6 Abs. 5 GG).

Materielles Recht

Das materielle Familienrecht ist in seinen wesentlichen Teilen im 4. Buch des BGB
(§§ 1297–1921) geregelt. Dessen drei Abschnitte machen deutlich, welche familien-
rechtlichen Verhältnisse das deutsche Recht kennt: Bürgerliche Ehe, Verwandtschaft
sowie Vormundschaft, rechtliche Betreuung und Pflegschaft. Weitere familienrechtliche
Bestimmungen finden sich ua im LPartG, dem VersAusglG, dem PStG sowie dem
SGB VIII. Nicht eigenständig im Gesetz verankert ist die eheähnliche (Lebens-)Gemein-
schaft, bei der Erwachsene bewusst die rechtliche Fundierung der Ehe bzw. Lebens-
partnerschaft ablehnen. Allerdings sind eheähnliche Gemeinschaften ua relevant hin-

III.

9 BVerfGE 80, 81 (92); BVerfG(K), NVwZ 2010, 1022 (1025).
10 BVerfGE 6, 386 (388).
11 St. Rspr. seit BVerfGE 6, 55 (76).
12 BVerfGE 105, 313 (345).
13 BVerfGE 24, 119 (135 ff.).
14 BVerfG, NZFam 2019, 473 (478).
15 BVerfGE 108, 82 (104 f.).
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sichtlich der Voraussetzungen zum Erhalt bestimmter Sozialleistungen sowie deren Hö-
he.

Verfahrensrecht

Das das Familienrecht betreffende Verfahrensrecht ist im FamFG (§§ 111–270, 271–
341 FamFG) geregelt. Während dessen Allgemeiner Teil (§§ 1–110 FamFG, Buch 1)
die für das FamFG-Verfahren allgemeingültigen Regelungen enthält, trifft Buch 2
(§§ 111–270 FamFG) die maßgeblichen Verfahrensregeln für die sog. Familien- und
Familienstreitsachen. Buch 3 (§§ 271–341 FamFG) betrifft die ebenfalls dem materiel-
len Familienrecht zugehörigen Betreuungs- und Unterbringungssachen. Ergänzend zu
den spezialgesetzlichen Regelungen des FamFG sind die Regelungen der ZPO heranzu-
ziehen, sofern deren Anwendung nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist (vgl. etwa
§ 113 Abs. 3 und 4 FamFG).

Erstinstanzlich zuständig sind die bei den Amtsgerichten als besondere Abteilung ein-
gerichteten Familien- (§ 23 b Abs. 1 GVG) bzw. Betreuungsgerichte (§ 23 c GVG).
Rechtsmittelinstanz gegen Entscheidungen des Familiengerichts ist gem. § 119 Abs. 1
Nr. 1 a) GVG das Oberlandesgericht, bei dem Familiensenate gebildet werden. Rechts-
mittelinstanz gegen Entscheidungen der Betreuungsgerichte ist gem. § 72 Abs. 1 S. 2
GVG das Landgericht. Für Rechtsbeschwerden ist letztinstanzlich gem. § 133 GVG,
§ 70 FamFG der BGH (dort der XII. Zivilsenat) zuständig.

Familienrecht im internationalen Kontext

Neben den nationalen Statuten gewinnt im Bereich des Familienrechts zunehmend
auch supranationales und internationales Recht an Bedeutung. Vor allem gilt dies für
Art. 8 und Art. 12 EMRK.

In Fällen mit Berührungspunkten zum Ausland sind die Regelungen des Internationa-
len Privatrechts (ua Art. 13–24 EGBGB, Rom III-VO, Unterhalts-VO, Haager Unter-
haltsprotokoll) für die Frage der jeweiligen Anwendbarkeit des nationalen Rechts
maßgeblich.

IV.

V.

§ 1  Einleitung
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